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Gestützt auf Art. 41 Abs. 5 der Verordnung über die Pensionskasse Uri erlässt die Kassenkommission vorliegen-

des Teilliquidationsreglement. Es regelt die Voraussetzungen und das Verfahren zur Teilliquidation. 

 

 

Art. 1 Gesetzliche Grundlagen 

 

 Das Teilliquidationsreglement stützt sich auf Art. 53b bis 53d BVG, Art. 27g und Art. 27h BVV2 sowie 

Art. 23 FZG. 

 

 

Art. 2 Voraussetzungen 

 
1 Die Voraussetzungen für eine Teilliquidation im Sinne von Art. 53b BVG sind grundsätzlich erfüllt: 

a) wenn eine erhebliche Verminderung der Belegschaft erfolgt, 

b) wenn eine Restrukturierung eines Arbeitgebenden, die mit einer Verminderung der Belegschaft durch un-

freiwillige Austritte verbunden ist, oder 

 c) wenn ein oder mehrere Anschlussverträge aufgelöst werden. 

 
2 Eine Verminderung der Belegschaft gilt als erheblich, wenn als Folge eines Personalabbaus der Bestand der 

aktiven Versicherten eines Arbeitgebenden durch unfreiwillige Austritte um mindestens folgend reduziert wird: 

a) 10% der Angestellten bei Arbeitgebenden mit weniger als 500 Angestellten; 

 b) 50 Personen, bei Arbeitgebenden mit 500 und mehr Angestellten. 
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3 Eine Restrukturierung liegt vor, wenn die Schliessung, Zusammenlegung oder Veränderung von Tätigkeitsbe-

reichen einen Personalabbau durch unfreiwillige Austritte wie folgt hervorruft: 

 a) 5% der Angestellten bei Arbeitgebenden mit weniger als 500 Angestellten; 

 b) 25 Personen, bei Arbeitgebenden mit 500 und mehr Angestellten. 

 
4 Damit eine Teilliquidation durchgeführt wird, muss der Personalabbau oder die Auflösung von Anschlussver-

trägen ergänzend zu Abs. 1, Abs. 2 und / oder Abs. 3 zur Folge haben, dass die daraus folgenden Austritte 

kumuliert innerhalb eines Kalenderjahres mindestens 2% aller aktiv Versicherten betreffen und / oder eine 

Reduktion der individuell gebundenen Mittel (Altersguthaben) von mindestens 2% verursacht. 

 
5 Die Kassenkommission entscheidet im Einzelfall, ob im Sinne von Abs. 2 bis 4 die Voraussetzungen für eine 

Teilliquidation erfüllt sind. 

 
6 Freiwillige Austritte sowie Kündigungen aus disziplinarischen Gründen, Leistungsgründen oder aus wichtigen 

Gründen gemäss OR Art. 337 (fristlose Kündigung) werden für die Ansprüche einer Teilliquidation nicht be-

rücksichtigt. Dasselbe gilt für freiwillige Pensionierungen. 

 
7 Ein Austritt gilt als unfreiwillig, wenn das Arbeitsverhältnis einer aktiv versicherten Person durch den Arbeitge-

benden gekündigt wird und ihr keine gleichwertige Stelle angeboten wird. Als unfreiwillig gilt ein Austritt aber 

auch dann, wenn die aktiv versicherte Person selber kündigt, um einer Kündigung durch den Arbeitgebenden 

zuvor zu kommen. Zwangspensionierungen gelten nicht als Austritte. 

 
8 Wird das gesamte oder die Mehrheit des Personals eines Anschlussvertrages bei Auflösung in einen anderen 

Anschlussvertrag der Pensionskasse überführt (z.B. Zusammenlegung von Schulen oder Gemeinden), ergibt 

sich daraus keine Teilliquidation. Sie gilt auch nicht als Restrukturierung im Sinne dieses Reglements. 

 
9 Massgebend ist der Abbau der Belegschaft oder eine Restrukturierung bzw. Reduktion der gebundenen Mit-

tel, welche sich innert eines Zeitrahmens von 12 Monaten nach einem entsprechenden Beschluss der Arbeit-

gebenden realisieren. Sieht der Abbauplan selbst eine längere oder kürzere Periode vor, ist diese Frist mass-

gebend. 

 
10 Die Arbeitgebenden sind verpflichtet, der Pensionskasse eine Verminderung der Angestellten oder eine Rest-

rukturierung, die zu einer Teilliquidation führen können, unverzüglich zu melden. Insbesondere sind die Zu-

sammenhänge der Verminderung, die betroffenen Angestellten, das Ende ihrer Arbeitsverhältnisse und der 

Grund der Kündigung aufzuführen. Sie sind verpflichtet, der Kassenkommission sämtliche zur Durchführung 

der Teilliquidation notwendigen Angaben zur Verfügung zu stellen. 

 

 

Art. 3 Stichtag 

 
1 Der massgebende Stichtag für die Teilliquidation entspricht dem Monatsletzten nach Beendigung der erhebli-

chen Verminderung oder Restrukturierung bzw. richtet sich nach dem Kündigungstermin des Anschlussver-

trages. 

 
2 Der massgebende Stichtag für die Berechnung des Deckungsgrads und der Vermögensverhältnisse ist das 

dem Stichtag der Teilliquidation vorausgegangene Ende des Geschäftsjahres. Die Berechnung erfolgt auf-

grund der Jahresrechnung des entsprechenden Geschäftsjahres. Liegt zwischen dem letzten ordentlichen Bi-

lanzstichtag und dem Stichtag für die Teilliquidation ein Zeitraum von mehr als 6 Monaten, kann die Kassen-
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kommission einen späteren Bilanzstichtag bestimmen. Bei der Kündigung eines Anschlussvertrages auf den 

31. Dezember eines Kalenderjahres gilt dieser Tag als Bilanzstichtag. 

 
3 Der massgebliche Zeitpunkt für die Festlegung des Kreises der Betroffenen fällt mit dem Zeitpunkt der erheb-

lichen Verminderung, der Restrukturierung oder der Auflösung des Anschlussvertrages zusammen. Bei suk-

zessivem Stellenabbau gilt der in Art. 2 genannte Zeitraum. 

 
4 Als Beginn der erheblichen Verminderung bzw. der Restrukturierung gilt der Zeitpunkt, in dem die Arbeitge-

benden ihre Mitarbeiter über die entsprechenden erforderlichen personellen Massnahmen informieren. 

 

 

Art. 4 Anteil an versicherungs- und anlagetechnischen Rückstellungen und Reserven sowie freie Mittel 

 
1 Bei einer Teilliquidation besteht ein individueller Anspruch auf freie Mittel. Die Kassenkommission der Pensi-

onskasse entscheidet über eine kollektive oder individualisierte Übertragung der freien Mittel. Weist die Pen-

sionskasse eine Unterdeckung aus, wird der versicherungstechnische Fehlbetrag in jedem Fall individuell bei 

der Austrittsleistung in Abzug gebracht. 

 
2 Ein kollektiver Austritt setzt eine Kündigung eines Anschlussvertrages oder eine Übertragung eines Betriebs-

teils voraus. Bei einem kollektiven Austritt besteht ein kollektiver Anspruch auf die Wertschwankungsreserven, 

Rückstellungen für versicherungstechnische Risiken und freien Mittel. Der Anspruch kann in dem Masse re-

duziert werden, als die austretenden Destinatäre weniger zur Äufnung der entsprechenden Rückstellungen 

beigetragen haben als die verbleibenden. 

 
3 Der Sachverhalt eines kollektiven Austritts ist erfüllt, falls zehn aktive Versicherte gemeinsam als Gruppe in 

dieselbe neue Vorsorgeeinrichtung übertreten. Bei der kollektiven Vermögensübertragung an eine neue Vor-

sorgeeinrichtung muss ein Übertragungsvertrag abgeschlossen werden. 

 
4 Kein kollektiver Anspruch auf Rückstellungen für versicherungstechnische Risiken und Wertschwankungsre-

serven besteht, wenn die Teil- oder Gesamtliquidation der Pensionskasse durch die Gruppe, welche kollektiv 

austritt, verursacht wurde. 

 

 

Art. 5 Ermittlung der Wertschwankungsreserven und freien Mitteln / Anrechnung einer Unterdeckung 

 
1 Für die Berechnung der Wertschwankungsreserven sowie freien Mittel wie auch einer allfälligen Unterdeckung 

sind folgende Grundlagen massgebend: 

a) der jeweils auf Ende des Geschäftsjahres oder per Stichtag nach Swiss GAAP FER 26 erstellte Jahresab-

schluss, 

b) die jeweils auf Ende des Geschäftsjahres oder per Stichtag erstellte versicherungstechnische Bilanz mit 

dem gemäss Art. 44 BVV2 ermittelten Deckungsgrad. 

 
2 Bei einer nach Art. 44 BVV2 ermittelten Unterdeckung wird der versicherungstechnische Fehlbetrag zuerst 

den anteiligen versicherungstechnischen Rückstellungen und anschliessend den Vorsorgekapitalien (Austritts-

leistungen) angerechnet. Das Altersguthaben nach BVG (Art. 18 FZG) ist in jedem Fall garantiert. 

 
3 Die Pensionskasse kann die individuellen Austrittsleistungen provisorisch kürzen, wenn sich eine Teilliquidati-

on abzeichnet und sich die Pensionskasse mutmasslich in Unterdeckung befindet. Die provisorische Kürzung 

gilt nur für aktive Versicherte, die voraussichtlich von der Teilliquidation betroffen sein werden. Sie muss aus-

drücklich als solche bezeichnet werden. Nach Abschluss des Teilliquidationsverfahrens erstellt die Pensions-
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kasse eine definitive Abrechnung und richtet eine allfällige Differenz zuzüglich Zins (BVG-Mindestzinssatz) 

aus. Zuviel ausbezahlte Austrittsleistungen muss der aktive Versicherte inklusive gewährten Zinsen zurück-

zahlen. 

 
4 Verändert sich der Deckungsgrad zwischen dem Stichtag der Teilliquidation und der Übertragung der Mittel 

um mindestens 5%, erfolgt eine entsprechende Anpassung der Wertschwankungsreserven und freien Mittel. 

 

 

Art. 6 Anrechnung einer Unterdeckung ohne Teilliquidation 

 

Hat die Pensionskasse nach vorliegendem Teilliquidationsreglement bei einer Kündigung eines Anschlussvertra-

ges keine Teilliquidation durchzuführen, gilt bei einer Unterdeckung die entsprechende vertragliche Regelung. 

 

 

Art. 7 Verteilschlüssel der Wertschwankungsreserven, Rückstellungen für versicherungstechnische Risiken, 

freien Mittel und Unterdeckung 

 
1 Die Verteilung der Wertschwankungsreserven und Rückstellungen für versicherungstechnische Risiken der 

aktiven Versicherten und Rentner bzw. Rentnerinnen geschieht für den kollektiven Abgang nach folgendem 

Schlüssel: 

a) Sowohl der Aktiv- als auch der Rentnerbestand werden unterteilt in einen Fortbestand (verbleibende Versi-

cherte) und einen Abgangsbestand (austretende Versicherte), 

b) die Wertschwankungsreserven bzw. eine allfällige Unterdeckung sowie die Rückstellungen für versiche-

rungstechnische Risiken werden getrennt für den Aktiv- und den Rentnerbestand proportional zu ihren 

Vorsorgekapitalien dem Abgangs- und dem Fortbestand zugeteilt, 

c) die Verteilung der Wertschwankungsreserven bzw. eine allfällige Unterdeckung sowie die Rückstellungen 

für versicherungstechnische Risiken beim Abgangsbestand erfolgt proportional zu ihren Vorsorgekapitalien. 

d) Die individuelle bzw. kollektive Verteilung der freien Mittel beim Abgangsbestand erfolgt nach folgenden Kri-

terien: 

 d1) Anzahl Personen 

 d2) volle Dienstjahre 

 d3) Altersguthaben 

 Die Kriterien werden je zu einem Drittel gewichtet. 

 
3 Im Verteilplan werden die in den letzten 24 Monaten vor dem Zeitpunkt der Teilliquidation erfolgten Einkaufs-

leistungen, Einmaleinlagen für Altersleistungen (Besitzstandsleistungen, freiwilliger Einkauf), Rückzahlungen 

von Vorbezügen für Wohneigentum, Rückzahlungen von Vorbezügen zu Gunsten geschiedener Ehegatten 

sowie eingebrachte Anteile der Austrittsleistung des geschiedenen Ehegatten nicht berücksichtigt. 

 
4 Ein Rechtsanspruch auf kollektiv zugeteilte Wertschwankungsreserven und freie Mittel entsteht erst nach un-

benutztem Ablauf der Einsprachefrist bzw. im Falle einer Einsprache nach rechtskräftiger Erledigung von Ein-

sprachen resp. Beschwerden. 

 

 

Art. 8 Behandlung der Rentner / Rentnerinnen bei einem kollektiven Austritt 

 
1 Die Rentner bzw. Rentnerinnen gehen, sofern sie eindeutig zugeordnet werden können, grundsätzlich mit der 

austretenden Gruppe mit, wenn diese geschlossen in eine neue Vorsorgeeinrichtung übertritt. 

 



5 

 

2 Die in Art. 2 Abs. 2 bis Abs. 4 genannten Prozentsätze beziehen sich dann auf die Summe der Vorsorgekapi-

talien der aktiv versicherten Personen und Rentner bzw. Rentnerinnen. 

 
3 Treten Rentner bzw. Rentnerinnen in eine neue Vorsorgeeinrichtung über, besteht der Anspruch auf Wert-

schwankungsreserven und freie Mittel sinngemäss auch für die übertretenden Rentner bzw. Rentnerinnen. Im 

Falle einer Unterdeckung wird das durch den Versicherungsexperten berechnete individuelle Deckungskapital 

mitgegeben. 

 
4 Können Rentner bzw. Rentnerinnen nicht klar zugeordnet werden, verbleiben diese in der Pensionskasse. Die 

Kasse bildet in diesem Fall vor einer Verteilung zusätzliche versicherungstechnische Rückstellungen für den 

Fortbestand. 

 

 

Art. 9 Information 

 
1 Die Pensionskasse informiert sämtliche betroffenen Personen über: 

a) den Beschluss zur Teilliquidation, die Höhe der Wertschwankungsreserven und freien Mittel oder die Un-

terdeckung sowie den Verteilplan bzw. Verteilschlüssel, das Recht auf Einsicht. 

b) das Einspracherecht bei der Kassenkommission betreffend die Voraussetzungen, das Verfahren und den 

Verteilplan innerhalb von 30 Tagen seit der Zustellung der Information. 

c) das Recht der aktiven Versicherten und Rentner bzw. Rentnerinnen, die Voraussetzungen, das Verfahren 

und den Verteilplan bei der zuständigen Aufsichtsbehörde überprüfen und entscheiden zu lassen, sofern 

eine vorherige Bereinigung mit der Kassenkommission erfolglos geblieben ist. 

d) das Recht gegen den Entscheid der Aufsichtsbehörde beim Bundesverwaltungsgericht Beschwerde zu er-

heben. Eine Beschwerde gegen den Entscheid der Aufsichtsbehörde hat nur dann aufschiebende Wir-

kung, wenn der Präsident bzw. die Präsidentin der zuständigen Abteilung des Bundesverwaltungsgerichts 

oder der Instruktionsrichter eine diesbezügliche Verfügung erlässt. Wird keine aufschiebende Wirkung er-

teilt, wirkt der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts nur zu Gunsten oder zu Lasten des Beschwerde-

führers. Im Übrigen gilt Art. 74 BVG. 

e) den rechtswirksamen Vollzug des Verteilplans durch die Kassenkommission, sofern keine Einwendungen 

der aktiven Versicherten und Rentner bzw. Rentnerinnen bei der Aufsichtsbehörde vorgebracht werden. 

 

 

Art. 10 Vollzug und Meldewesen 

 
1 Die Kassenkommission hat das Vorliegen des Teilliquidationssachverhalts festzustellen sowie die Durchfüh-

rung einer Teilliquidation zu beschliessen. Sie hat dabei insbesondere das Ereignis, das zur Teilliquidation ge-

führt hat, dessen genauen Zeitpunkt sowie den massgebenden Zeitraum im Sinne von Art. 2 und Art. 3 festzu-

legen. 

 
2 Die Auflösung eines Anschlussvertrages und die Teilliquidation werden der Aufsichtsbehörde gemeldet. 

 
3 Im Falle einer kollektiven Vermögensübertragung an eine oder mehrere Vorsorgeeinrichtungen erstellt die ab-

gebende Vorsorgeeinrichtung einen Übertragungsvertrag. 

 
4 Im Falle der Individualisierung der Ansprüche (individueller Austritt) gelten für die Verwendung des zusätzli-

chen Anspruchs an freien Vorsorgemitteln die Bestimmungen gemäss PK Verordnung über die Verwendung 

der Austrittsleistung sinngemäss. 
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5 Nach erfolgter Information und Bereinigung allfälliger Einsprachen wird der Verteilplan umgesetzt. Können 

Einsprachen nicht bereinigt werden, werden diese der Aufsichtsbehörde zum Entscheid vorgelegt. 

 
6 Die Kontrollstelle bestätigt im Rahmen der ordentlichen Jahresberichterstattung den ordnungsgemässen Voll-

zug der Teilliquidation. Diese Bestätigung ist im Anhang zur Jahresrechnung darzustellen. 

 

 

Art. 11 Inkrafttreten 

 
1 Dieses Reglement über die Durchführung einer Teilliquidation tritt mit der Genehmigung durch die zuständige 

Aufsichtsbehörde gemäss Art. 53b BVG in Kraft. 

 
2 Das Reglement kann durch Beschluss der Kassenkommission jederzeit geändert oder aufgehoben werden. 

Die Kassenkommission legt dieses Reglement und allfällige Änderungen der zuständigen Aufsichtsbehörde 

zur Kenntnisnahme und Genehmigung vor. 

 
3 Das Reglement über die Durchführung einer Teilliquidation wird allen aktiv versicherten Personen, den Rent-

nern / Rentnerinnen und den Arbeitgebenden ausgehändigt. 

 

 

 

 

  

 

 

_____________________________ __________________________ 

Dr. Markus Stadler, Regierungsrat Kurt Rohrer 

Präsident Kassenkommission Kassenverwalter 

 

 

 

 

 

 

 

In Kraft seit: 1. Januar 2010 

Beschlossen durch die Kassenkommission: 10. Dezember 2009 

 

Dieses Reglement tritt mit der rechtskräftigen Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde gemäss Artikel 53b BVG 

in Kraft. 

 

Dieses Reglement wurde von der Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA) mit Verfügung vom 21. 

Dezember 2009 genehmigt. 

 

 


